
Bericht 

der BurrlesregieruIlJ an den Nationalrat 

über die Erstellu!!I ein:r Friedernordrumg im Nahen um Mi ttleren Osten 

Der Natiora1rat hat am 15. März eine Entschließung betrefferrl die 

Errich tung einer gerech ten FriedensordnU1XJ im Nahen um Mi ttleren Osten 

unter besorrlerer Berücksidltigurg der Lage der Kurden gefaßt. 

In dieser Entschließung wird die Burrlesregierung ersucht, den Nationalrat 

über den Fortgang der Entwicklungen bei der Erstellung einer solchen 

Friedensordnung zu berichten. lIn 17. April hat BM Dr. Mock den 

Natioralrat einen ~ischenberidlt insbesorrlere über die 

menschenrech tUdlen und hunani tären Bemühungen d<?..r Burrlesregierung 

zugunst.en der I<urden geben. wie in diesen zr.vischenberidlt envähnt · ... urde, 

ist - wie im Entschließungsantrag gell,ürt3cht - der Gereralsekretär der 

Vereinten Nationen am 2. April d.J. über die Haltul'Y::J des Nationalrates in 

der Kurdenfrage infonniert worden. Der Nationalrat hat sich damals aus 

Anlaß der dramatisdlen Versdllechterung der Lage der Kurden mit dem 'Ibena 

befaßt um in ein:r wei teren Entschließung die internaticna1.e 

Staatengemeinschaft um die ästerreichisd1e Bumesregierung aufgerufen, 

ihr Mö:Jlidlstes zu tun, um die Kurdenfrage einer pol i tisdl um hUllani tär 

befriedigemen Läsu~ zuzuführen. 

Die humani tären Hilfeleistungen für die Kurden werden fortgesetzt, wd:>ei 

österreich einen im internatiom1en Vergleich beadltlidlen Beitrag 

leistet. 

Die Anerkennung der Minderhei te'.lHx'llt.e der Kurden ist ein wesentlid1er 

BestBrrlteil in der Suche IJclm einer dauerhaften FriedenscJl~dnun:r im Nahen 

urrl Mi ttleren Osten. Der Golfkrieg hat dj.e ganze Bedeutung dieser Frage 

sdllaglidltartig erhellt tuil einen Ir2Uen t'l,n~{toß zur I~aIXJSetzung eines 

Friedensproze.sses in der Eegi.on s(»oTie aud\ zu eirEr Regelu.n:J des 

KurdenprdJlEmS gegeben. Im Hinblick auf di.e in der Entsdlließung des 

Nationalrates von 15. März gewürnd1te besondere BE>.rücKsichtigung der Lage 

der Kurden wird darauf in der Beilage A ausführlicher eingega~en. 
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Im Bewußtsein, daß die Beilegu03' der Kuwait-Krise gleichsa:n ein "wimCM 

of cpportuni ty" für einen unfassenden Friedensprozeß in der Region 

geÖffnet hat, p:äsentierten mittelbar um unnittelbar betraffelE Staaten 

ihre vorstellu03'en, wie dieser Prozeß ablaufen um was er Zml Gegenstam 

haben soll te. 

Eine Hannonisieru03' der daraus ersichtlichen teilweise stark 

divergieremen Positionen hat sich die US-Jldninistration Zml Ziel 

gemacht, deren JIJlßenninister James Baker im Ratmen von bisher vier 

Nahostreisen eilE Annäheru03' der Standpunkte zu erreichten versuchte. Als 

Resultat seiner SOIrlierungen, die ihn nach Syrien, Ägypten, Jordanien um 

Israel führten um in deren Verlauf er auch Konsul ta ti onen mit seinem 

sowjetischen ffiltskollegen sowie palästinenserführern pflegte, konnte 

Außenninister Baker Konsens Über folgerrle Elanente feststellen: 

1) Grurrllagen des Friedensprozesses sind die Sicherheitsratsresolutionen 

242 um 338. 

2) Der Prozeß sollte sich auf zwei Ebenen entwickeln: in Fenn von 

parallelen direk ten Verharxllun;}en zwisdlen Israel um den arabisdlen 

Staaten einersei ts um Israel um den Palästinensern amerersei ts. 

3) Israelisch-p:ilästinensische Kontakte sollten in Phasen ablaufen, 

webei Gespräche über eine ~nterimistische Selbstregierun;} direkt zu 

einem stärrligen Verharrllungsprozeß führen sollen. 

4) Verharrllun;}spartrer Israels sollen Palästinenser aus den besetzten 

Gebieten sein. 

5) Der Verharrllu~spt'oze.ß sollte mit der gemeinsamen Einberufu.ng einer 

Friedenskonferenz durdl die USA um die SCMjetunion beginnen. Die 

Beteiligu.ng der EG durch die jeweilige Präsidentschaft wird 

mittlerweile ebenfalls von allen Seiten akzeptiert, 
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Als Hauptdifferenzen haben sich Auffassungsunterschiede vor allem 

zwischen Israel urrl Syrien hinsichtlich der Rolle der Vereinten Nationen 

urrl der Mö::Jlichkeit einer periodischen Wiedereinberufun:J der Konferenz 

herauskristallisiert. Währerrl Syrien auf einer wichtigen Rolle der 

Vereinten Nationen besteht urrl diese nicht auf die Rolle eines 

Becbach ters beschränkt sehen will, lehnt Israel derzeit selbst eine 

Bed:>achterrolle für die Weltorganisation ab. Syrien will auch ein 

stärrliges Konferenzgeschehen urrl steht dem Vorschlag, die Konferenz nur 

mi t ZUstimnun:J aller Parteien wiec1ereinzuberufen, ablehnerrl gegenüber. 

Israel hingegen fürchtet, in einem stärrligenmultilateralen Forum wie dem 

einer Friedenskonferenz majorisiert um gleimsam an den Pran:Jer gestellt 

zu werden. Daher sollte die Konferenz seiner Vorstellung nach nur den 

StartschUß zu bilateralen Friedensgespcäd1en liefern. 

Das größte IIir:dernis auf dem ~.oVeg zu einer anhalterrlen Friedensordnung im 

Nahen Osten stell t derzei t die Weigerun:J Israels dar, das P:dnzip "Larrl 

für Frieden" Zll akzeptieren. Ein RÜckzug Israels von den besetzten 

Gebieten ist aber eirE unabdingbare Voranssetzum fUr einen erfolgreichen 

Beginn dieses Prozesses. Die anhalterrle israelische Siedlun:Jstätigkei t in 

der Westbank: stellt, wie auch AUßenninister Baker festgesteli t hat, die 

lauferrlen Friedensbemühurgen in Frage um wurde auch von Sicherheitsrat 

der Vereinten Nationen entsprechem verurteilt, ~i zun ersten Mal die 

Vereinigten Staaten durch ihre Ja-Stimne ihre Mißbilli9llIl9' der 

israelischen Halturg deutlich ZlIl\ Ausdruck gebracht haben. FÜr österreich 

hat der Generalsekretär für auswärtige Angelegemeiten seinen jürgsten 

Israel-Besum ZlIll Anlaß genarrnen, seinen israelisdlen Gespr-ächspartnern 

die bekannte esterreidüsche Haltung in der Frage zu ~itteln. Er hat 

auch die esterreidlisd1e Ablehnurg der Siedlungspolitik in den besetzten 

Gebieten wiederholt. 

Da nadl ä;tprrei('hisdl'~ A..T1sicht: eine Rückkehr von Frieden um Stabilität 

im Nahen ur:d Mittleren Osten VtJr. alh-:nl von der Mitwirkung der Staat.en der 

Region abhän:Jt, kcmnt dem Iran als größtEm um }:e"ülkerun:Jsreichstan Lar:d 

eine besorrlere Verantwortung zu. 
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Der Iran ist dieser verantwortull3' drrdl seine Haltull3' im Golfkrieg 

gerecht geworden um hat audl seither Anzeidlen zu einer Politik der 

pragmatisdlen ÖffJUlIl3' gezeigt. Besondere Verdienste hat er sidl durdl die 

Aufnaltne kurdisdler Flüdltlill3'e aus dem Irak erworben. Der kürzlidl 

durdlgeführte Staatsbesuch des Herrn BUndesp:-äsidenten in Teheran hat 

dieser wichtigen Rolle des Iran bei der Erstellun:J einer Friedensordl'll.ll'XJ 

in der Region Redmull3' getragen. 

Die Prcbleme im Nahen um Mittleren Osten sirrl so vielsdlidltig, daß 

selbst ein Erfolg der gegell'.värtigen Friedensbemühungen rur einen ersten 

Sehri tt auf dem Weg zu einer umfassenden LCsUn:J darstellen \O.Ürde. On der 

Kanplexi tät der vielen offenen Fragen Rechnung zu tragen, hat 

Außerminister Dr. Mcx:X einen LCsungsansa tz in Fonn von 5 Punkten 

entworfen, die nadl Csterreichisdler Ansicht im Zentrun reuerlidler 

Bemühungen für Frieden mYl Stabilität in der Region stehen sollten. 

Dieser Plan ist diesem Beridlt in Form eines Enb-.urfes als Beilage B 

angesdllcssen. 
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-;71Sc/9999i Beilage A 

Zum Problem der Kurden 

1. Das kurdische Volk ist seit dem Friedensvertrag von 

~ausanne 1923 auf den Irak, die Türkei, den Iran, syrien und 

die Sowjetunion aufgeteilt. Die menschenrechtliehe situation 

der Kurden ist von staat zu Staat sehr unterschiedlich. Sie 

bestimmt sich nach dem im jeweiligen Staat bestehenden 

allgemeinen menschenrechtlichen Standard. 

1.1 In den Sowjetrepubliken Armenien, Aserbaidschan, 

Georgien und Turkmenistan verfügen sie, obwohl sie dort einen 

~erh~ltnism~ßig geringen Bev61kerungsanteil stellen, über 

~ulturelle Autonomie mit kurdischer Presse, kurdischen Schulen 

und anderen Einrichtungen verschiedener Art. 

Die Türkei, Iran und syrien sind dagegen als 

Einheitsstaaten konzipiert, in denen die Schaffung von 

autonomen Regionen für das kurdische Volk verfassungsrechtlich 

nicht möglich wäre. Im Irak hat in der Vergangenheit eine 

beschränkte Autonomieregelung bestanden. 

1.2 In der Türkei werden die Kurden zwar als Volksgruppe 

nicht anerkannt, genießen aber volle Gleichbehandlung und 

Gleichberechtigung mit den übrigen türkischen Staatsbürgern. Am 

12. April d.J. beschloß das türkische Parlament ein Gesetz, 

durch das der Gebrauch der kurdischen Sprache in der 

Öffentlichkeit zugelassen wurde. 

Der Menschenrechtsschutz des einzelnen ist in der Türkei 

besser gewährleistet als in den anderen Ländern dieser Region. 

Oie Türkei hat die Europäische Menschenrechtskonvention 

ratifiziert und sich deren Schutz system mit der Möglichkeit der 

Anrufung der Europäischen Henschenrechtskommission und des 

Europaischen Gerichtshofs für Henschenrechte unterworfen. Sie 

hat daniber hinaus das Europäische übereinkommen zur Vermeidung 

von Folter sowie die UN-Konvention gegen Folter ratifiziert und 

sich den entsprechenden Kontrollmechanismen unterworfen. 
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~llerdings hat die türkische Regierung angesichts fortgesetzter 

bewaffneter Aktionen verschiedener kurdischer Gruppen im August 

1990 die Suspendierung der rlnwendung mehrerer Artikel der 

~uropaischen Menschenrechtskonvention in zehn von Kurden 

bewohnten Provinzen des Südostens der Türkei verfügt. 

1.3 In der Islamischen Republik Iran genießen die Kurden 

gewisse beschränkte Schutzbestimmungen; so entsenden sie eigene 

Vertreter ins Parlament. Als Sunniten werden sie gegenüber den 

im theokratischen System des Iran vorherrschenden Schiiten 

bisweilen benachteiligt. Grundsätzlich unterscheidet sich ihre 

Rechtsstellung nicht von jenen der übrigen iranischen 

staatsbürger. 

1.4 Dies gilt auch für syrien, wo es weder für die 

kurdische noch für anderen ethnische und religiöse Minderheiten 

rlutonomieregelungen gibt. Aktive Betätigung für Autonomierechte 

wird nicht geduldet. Kurdisch ist als Umgangssprache erlaubt, 

in den Schulen wird aber nur Arabisch unterrichtet. Die Kurden 

werden persönlich nicht diskriminiert und finden sich in 

zahlreichen Positionen in Regierung, Parlament und Militär. 

2. Im Irak sind die Kurden seit der Errichtung des Staates 

im Gefolge des Ersten Weltkriegs (vorerst als britisches 

Mandat) um eine Autonomieregelung bemüht. Diese Bestrebungen 

waren immer wieder von Widerstand gegen die staatsgewalt mit 

Terror und Gegenterror begleitet. Eine weitgehende 

Selbstverwaltung wurde 1970 in einem Vertrag (Parteienpakt) 

zwischen der regierenden Baath-Partei und der politischen 

Vertretung der Kurden, der Demokratischen Partei Kurdistans, 

zugesichert, aber nicht verwirklicht. 

Dafür initiierte die irakische Regierung im Jahre 1974 

einseitig ein Gesetz über die Autonomie der Region Kurdistan, 

das aber von den Vertretern des kurdischen Volkes abgelehnt 

wurde, da es die Grenzen des autonomen Gebietes unbestimmt ließ 

und die Organe der Gesetzgebungs- und Verwaltungsautonomie 

nicht in freier Wahl bestimmt und ihre Tätigkeit unter der 
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rlu f s i cht der Zentralregierung entfalten sollten. An der 

damaligen Autonomieregelung ist das Recht auf die kurdische 

Sprache als zweite Amts- und als Unterrichtssprache sowie eine 

kompetenzmäßig aufgefächerte Gesetzgebung und Verwaltung 

beachtenswert. 

Dessenungeachtet waren die Kurden im Irak seit langem 

schwersten Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt. Schon 1963 

beantragte die Mongolei vergeblich einen Tagesordnungspunkt für 

die Generalversammlung der Vereinten Nationen betreffend "Die 

Völkermordpolitik der Regierung der Republik Irak gegen das 

kurdische Volk". In Bekämpfung der kurdischen Insurgenz und 

~egen deren angeblicher Kollaboration mit Iran setzte die 

irakisehe Armee 1988 Gi ftgas gegen kurdische Zivilisten ein, 

was zu einem Flüchtlingsstrom in die Türkei und in den Iran 

führte. Die irakisehe Regierung war seit 1987 bemüht, eine 

entvölkerte Sicherheitszone entlang der türkischen Grenze zu 

errichten. Unter diesem Progralmn , ... urden Dörfer innerhalb einer 

30 km-Zone zerstört und ca. 500-~000 Kurden und Assyrer ins 

Landesinnere umgesiedelt. 

Nach dem Wiederaufleben der Insurgenz im Anschluß an den 

Golfkonflikt war das kurdische Volk im Irak im März d.J. wieder 

schwerstens bedroht. Der Flüchtlingsstrom in Richtung Türkei 

und Iran überschritt die Millionengrenze. Tausende Kurden, 

darunter vor allem Kinder und alte Menschen, fielen dem Hunger­

und Kältetod zum Opfer. Viele der Flüchtlinge wiesen 

Verwundungen auf, die darauf schließen ließen, daß die 

irakische Regierung Phosphor- und Splitterbomben gegen die 

zivilbevölkerung einsetzte. 

wie der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten dem 

Nationalrat bereits i n seiner Erklärung vom 17. , April 1991 

ausführlich berichtete, unterbreitete österreich angesichts 

d i eser Notsituation am 4. April d.J. den Vorschlag, in der Nähe 

der türkischen Grenze Sicherheitszonen für kurdische 
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?lüchtlinge zu schaffen und vorübergehend Blauhelme von 

Kontingenten in Zypern und auf den Golanhöhen abzuziehen und 

zur Bewachung der Sicherheitszone einzusetzen. Der ' Gedanke der 

Schaffung solcher Zonen wurde auch von den EG-Staaten verfolgt, 

-,vobei der britische Premierminister den Vorschlag von "safe 

havens", also von Zufluchtstätten, für die flüchtende 

Bevölkerung im Norden wie auch im Süden des Irak präsentierte. 

Nach intensiven Beratungen über einen französischen 

Resolutionsentwurf nahm der Sicherheitsrat trotz anfänglicher 

~viderstände seitens einzelner Staaten, die insbesondere das 

Argument einer Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines 

üN-Mitgliedstaates vorbrachten, am 5. April die Resolution 688 

( 1991) an. In dieser Resolution wurde die Unterdrückung der 

i rakischen Zivilbevölkerung in vielen Teilen des Irak, 

einschließlich neuerdings in solchen mit kurdischer 

Bevölkerung, verurteilt und vor ihren Folgen für die Bedrohung 

des Friedens und der internationalen Sicherheit in der Region 

gewarnt. Die Resolution fordert' den Irak ferner auf, diese 

Repression sofort zu beenden und allen humanitären 

Organisationen den sofortigen Zugang in die Krisenregion zu 

gewähren. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wurde um 

Fortführung seiner humanitären Bemühungen im Irak, 

gegebenenfalls unter Durchführung einer neuen Mission in diesem 

staat, ersucht. 

Am 16. April kündigte Präsident Bush die sogenannte 

"operation to Provide Comfort" an, in deren Rahmen 

amerikanische, britische und französische Soldaten Lager für 

zurückkehrende Flüchtlinge errichteten und für deren Versorgung 

und Sicherheit sorgten. Diese humanitäre Aktion "im Rahmen der 

sicherheitsresolution 688 (1991)" sollte ehestmöglich an die 

Vereinten Nationen übertragen werden. 

Dementsprechend wurden am 18. Mai zehn (unbewaffnete) 

sicherheitsbeamte der Vereinten Nationen im Nordirak 
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s-cat:':Jnien: und am 23. :·!ai el.:;' Abkommen z·,.,rischen 'iN-Koordi!1a-cor 

~~ ~agdad, 3ernt 3ernander, ~nd :rak uber ~ntsendung ~on 

~oo-~oo leicht bewaffne-cen ~I-sicherheitsbeamten in den 

:rord:rak unterzeichnet. Jiese Sicherheitskrafte sind keine 

"31auhel::1e", sondern Bedienstete der 'lereinten nationen. ::a 

eine ?ekrutierung aus den bestehenden Sicherheitskraften der 

~ereinten tlat:'onen (Wachpersonal) im erforderlichen Ausmaß 

nich~ ::16glich ist, ~urden die Mitgliedstaaten aufgefordert, den 

Vereinten Nationen eventuelle Kandidaten mit mindestens 

:~eij~hriger einschlägiger Berufserfahrung vorzuschlagen. ~it 

dieser Entsendung wird ein ',.,;ei terer SChritt zur Erm6g1ichung 

eines Rückzugs der Koalition aus Nordirak geschaffen. 

Osterreich ist grundsatzlieh bereit, Exekutivbeamte :n der 

Gesamtstarke von zwanzig Mann für das Sicherheitskontingent der 

--erel.nten ~Iationen zur ':erf'igung zu stellen. 

?arallel dazu führten die politischen Führer der Kurden im 

Irak ~it Präsident Saddam Hussein VerhaIldlungen über eine ~eue 

Autoncmieregelung, die bis dato noch nicht abgeschlossen si:;.d. 

Damit wurde ein politisches Signal für die Rückkehr der 

kurdischen Flüchtlinge in ihre Heimat gegeben. 

:n der Zwischenzeit ist der Großteil der 466.000 

Flüchtlinge in der Türkei (Stand 14.4.) in den Irak 

zuruckgekehrt. Am stichtag 3. Juni befanden sich noch ca. 

10.000 Kurden und Christen sowie ca. 7.000 Turkmenen aus dem 

Irak in türkisChen Lagern. Dazu kommen noch ca. 27.000 

kurdische Flüchtlinge aus dem Jahre 1988. 

Oie Rückkehr der Flüchtlinge aus dem Iran geht langsamer 

vor sich. Medienberichten zufolge sind bisher ca. 200.000 aus 

dem Iran in den Irak zurückgekehrt. 

J. Oie Schaffung autonomer Regionen ist eine politische 

Forderung, die nicht unmittelbar aus internationalen 

Menschenrechtsinstrumenten abgeleitet werden kann. osterreich 

hat sich daher in seinen Bemuhungen zugunsten des kurdischen 

Volkes stets auf die Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten konzentriert. 
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Österreich hat seit jeher die Auffassung vertreten, daß die 
Relevierung von Menschenrechtsverletzungen in einzelnen Ländern nicht als 

~i~mischung in innere Angelegenheiten betrachtet Nerden kann, 

ia Art. 1 Abs. ] der Charta der Vereinten Nationen im Verein 

~it den Artikeln 55 und 56 es diesen nicht nur gestattet, 

sondern sie dazu verpflichtet, sich mit der Achtung der 

:·!enschenrechte und Grundfreiheiten in allen Teilen der Welt c: 

::efassen. 

Volksgruppen wie die Kurden genießen auf weltweiter Ebene 

: nsbesondere den Schutz der Konvention über die Verhütung und 

3estrafung des Völkermords, welche die ganze oder teilweise 

~ernichtung von nationalen, ethnischen, rassischen oder 

~el igiösen Gruppen als solchen unter Strafe stellt. Eine 

cesondere Regelung zugunsten der Angehörigen von Volksgruppen 

enthält lediglich Artikel 27 des Internationalen Pakts über 

btirgerliche und politische Rechte, der bestimmt: "In Staaten 

mit ethnischen, religiösen oder sprachlichen Minderheiten dar 

Angehörigen solcher Minderheiten nicht das Recht vorenthalten 

Nerden, gemeinsam mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe ihr 

eigenes kulturelles Leben zu pflegen, ihre eigene Religion zu 

bekennen und auszuüben oder sich ihrer eigenen Sprache zu 

bedienen." 

Darüber hinausgehende Bemühungen, auf universeller Ebene 

Regelungen zugunsten Angehöriger von Volksgruppen festzulegen, 

NOzu die Ausarbeitung einer Deklaration der Vereinten Natione~ 

über die Rechte von Minderheitenangehörigen gehört, waren 

bisher erfolglos. österreich tritt daher seit Jahren für die 

Verabschiedung einer solchen Erklärung ein. Es ist zu hoffen, 

daß sie noch in diesem Jahr finalisiert werden kann. 
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Ssterreic:hiscr1er ': -?'.mkteolan 

Jer Golfkonflik t hat mit großer Ceutlichkei terrEut die Orin:rlic.'1kei t 

~iner gerechten und dauerhaften Friedensordnung lin Nahen Osten bestätigt 

Jie C'1an::e, die sid1 zun gegenwärtigen Zeitpunkt :Jr Fortschritte 1:1 

dieser Hir.siClt jietet, ""ir:: "".!.lr dann genützt 'Nerden kö~n, 'Nenn von 

:illen Sei ten Flexibili tät '..lIn der Wille zu poli tischen LCsungen gezeigt 

· ... ird. t\rderenfalls besteht die grcße Gefahr des Rüd<falls in Stagnation, 

Instabili tit ..lrri wei tere Gewal t. 

österreich fühlt sich als eurooäisC"'l1es Larrl der Region des Nahen Osten 

besonders verbumen. Historische um menschlidle Bame scwie enge 

~litische Beziehungen mit nahezu allen Staaten des Nahen um Mittleren 

OStens veranlassen unser Larrl - ebenso wie viele arrlere Staaten -

Uberlegungen in Richtu~ eines Beitrags zu einer Friedensordnlrr;r für die 

Region anzustellen. 

~I) Die eaterreichischen Vorstellu~en sirrl längerfristiger Natur, wobei 

nicht verkannt wird,. daß gewissen Prd::llanen eire derart zentrale Ralle 

zukcnmt, daß deren politische LÖS~ oder zunirrlest die Erzielung von 

Fortsdlri tten eire Voraussetzung für den Aufbau einer unfasserrlen 

Friedens~ darstellen. Lämngsvorsdlläge, die den Völkern des Nahen 

urrl Mittleren Ostens vorgetragen werden, müssen den kanplexen 

Gegeberi1eiten Rec:h~ tragen. Was an:jeboten werden kann um soll, ist 

Hilfestellung. Jede :r.ä3u~ muß von den ~pirationen der betroffenen 

Staaten um Völker getragen werden. 

:!:IIl In diesen Sinn sollten nadl ästE'..rreichische.r Ansidlt foloeme 

'Ihenenkreise im Zentrum l"EtP..rlicher Banühungen für Frieden um S tabili tät 

im Nahen Osten stehen: 

l. Der arab. - israel. Konflikt um die Pal.ästinenserfraae 
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2 . Die Behan::ilum aller ?rc:blene äer ~eoion in ei:an =rei t ~melecrten 

001 i tischen Dialo;r 

_. 3emühumen Lll1 RÜstuooskonaolle und Abrustuoo auf -:!:m Gebiet -:er 

konventionellen Waffen sCMle Sesel tigum von Massenvernid1t!.looswaffer. 

4. An:streooumen zur Kontrolle und Verminderum der internat. 

RÜstuoosexoorte 

~. ~ue Banühumen lIn äie 't'lieäerbelebung eines eurooäisc.l-t-islamiscnen 

Dialoos. 

;)ie oalästinensiscne Fraae um die äamit en; verrumenen Bezieh~en 

Israels mit seinen arab. Nadlbarn stellen weiterhin das zentralthena ieder .. 
Friedensordrum ün Nahen Osten dar. Die Einberufun:; einer :..mfassenden 

Nahostkonferenz unter den JIJ.lspizien der Vereinten Nationen um mit 

TeilnatJne aller interessierten Parteien ist der Staaten:;emeinschaft lalXJe 

Zeit als das bestgeeignete Mittel zur LCsun:; dieser Frage erschienen. 

:.ultilaterale Unterfan;en, das Palästinenserprcble:n zu lesen, sollten 

jedcx::h nidlt als Ziel, somem als Mittel ZllD ~ck gesehen werden. Es 

scheint dennadl die Einsidlt an BedeutUD} zu gewinnen, daS der Sdllüssel 

zur LClWJ;J der rraq. weniqer in einer beatinmten Prozedlr, als vielmehr im 

ehestmöglichen Beginn eires substantiellen um zielgerich teten Dialeqs 

liegt. EiD! entsp:echeme Einbi~ der vereinten Nationen uni der 

ruropäischen Gemeinsdlaften wäre jedenfalls nitzlich. 

Dieses Ziel, das wau. rur auf der Basis der einschlägigen Resolutionen des 

UN-Sicherheitsrates definiert 'lllerden kann, nuß das Recht des 

palästinensischen Volkes auf Selbstbestimn~, die ausdrückliche 

AnerkennuIJg des Existenzrechtes Israels, die Ncmnalisierun:; der Bezieh~en 

Israels zu den arabischen Staaten, Garantien für die Sicherheit aller 

Staaten in der Region uni die Regelurq des Status von Jerusalem ebenso 

uufassen, wie die SdlaffuIl:; der Grun:ilagen für eine brei te p91i tische um 

wirtschaftlidle 2llsanmenarbeit Israels mit seinen unnittelbaren 

Nachbarstaaten. Die Einstellun; der israelischen Siedlungspoli tik in den 

besetzten Gebieten ist wesentlidle Voraussetzun:; für die Erreidlun; dieses 

Zieles. 
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:l}..=emein """'scheint 25 österreiC1 !;()t".verriicr, ::,ei !)urC1fGhrJoo der 

::-ele'lanten Beschlüsse der VN s Lets den crleid1en ~ßstab anzuleaen. 

~';elC:::er \'1ecr sich auc.'1 irrmer als der allgemein akzeotable herausstellen - -
, .... ir::, der sorgfältigen Vorbereitun;:J um der Klärung von Vortragen wie vor 

3.11611 der pol i tischen Vertretum der Palästirenser, des TeilrehnerKreises, 

jer F'estleg~ des Marrlates einer Konferenz u.ä. werden entscheiderrle 

3e<Eutung zukmmen. österreich ist der Ansicilt, daß den palästinensismen 

'loLI< Cie Entscheidung über seine EXJlitisehe vertretlng vor!:::ehalten bleiben 

-:1uß. ~is zu f=eien Hahlen ist davon a.uszugehen, c.aß die PW den l,-hl:en des 

::alästinensischen Volkes vertri tt. 

L. ~';enngleid1 die Bemühun::Jen lIn eire Lesung des Pa15stinensert:n:"oolE!TlS 2m 

3eginn einer stabilen Friedensordnunj ün Nahen Osten zu stehen hat, so muß 

nadl esterr. Ansieht eine geredl te um dauerhaf te LCsung f5r die gesamte 

~ion weitere Elemente umfassen, die in einen breit amelegten oolitischen 

!Jialoo aller interessierten Staaten der Region des Nahen um Mi ttleren .. 
Ostens ohne Vorbedimumen erörtert werden sollten. 

Ziel ist von der Koofrontation über Koexistenz in einem lärJ;eren, dodl 

übersdlaubaren zei tralI'D zu einer Kooperation zu katmen.Dieser Dial~ könnte 

in FOlltl eines KSZE-ähnlidlen Prozesses, etwa als "KONFERENZ FOR FRIEDEN UND 

srABILITÄT IM NAHEN OSTEN (KFSID) 11 aufgenamten werden. In diesem PatInen 

:niißten alle prc:bleme, die politisdlen um militärisdlen ebenso wie die 

Ckonanischen, s~ialen un:i Ckologischen beraten werden. österreidl 

unterstützt in diesen 2Usa1Imertlan:] ähr.2. idle Uberleg~en wie sie im 

vorsdllag für eine KS2M von medi terranen Staaten Europas vorgelegt wurden. 

~'legen der grum1.egerrl untersaüedlidlen Ausgan;slage um der pali t. 

?:anplexi tät im Nahen Osten kam~ das KSZE - Mcrlell zwar nidlt als salmes 

]bertraaen werden. Einige Elemente 1100 Erfahrun:Jen hiß1egen könnten sich 

:5.enno:::h als nützlich en.'eisen. 
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::ine KONFERENZ FÜR FRIEDEN LW srABILITÄT =1 NAHEN OSTEN könnte in E:':aooe! 

=i:>lauien~ die Einig~ auf :nehrere Verhanilun;setappen i:n voraus würde eir 

?ewisse Kontinui tä t 'Jm Bestärrligkeit sicherstellen. Pol i tische 

",·oraussetzun::.: ~e die Berei tschaf t aller Te ilreImer, trotz 

· .. ;ahrscheinlicher Rückschläge den Dialog aufrecht zu erhalten. :Jabei I<önm:e 

3idl die 'I'eilrehner aus der Region zunächst auf einige GruIXisätze einigen, 

·-..elche die Fortsetzun; dieses Dialogs begünstigen würden. Dazu zählen z.B. 

- 1ie Enthaltung: TlOn der .~ohung bzw. Anwe."Xium von Gewalt · 

- 1ie Bereitsdlaft zur :rieälidlen Streitbeileaun;: 

- das Prinzio der Unverletzlichkeit von Grenzen, die jeäcx:n durm 

friedlidle Mittel um internat. Vereinbarumen verämert werden könrEn 

- das Selbst.bestimrnun:srecht der Völker um die uneiIBesdrränkte Achtung 

aller Menschenredlte um GruIrlfreihei ten, einsd1l.ießlidl der Rechte der 

Min:lerheiten 

- die Bereitschaft zu gutmd1.barlichen BeziehUIl.:fen, zu 2'llSanmenarbeit um 

Verstäniiaun;r • 

GanZ wesentlidl wäre, daß unter dan oadl einer solchen Konferenz die LCsun: 

der offenen Prc:bleue gleichzei Hg uni parallel, zunädtst auch ohne erye 

wechselsei tige VerknüofUIX] in ~iff genc:mnen wird. AUf diese Weise hätter 

alle TeilI'Ehner die Gewähr, daß keine widltige Frage beisei te geschoben 

'NÜrde. Fortschritte in eirem Bereich wären aber nidlt von gleichzeitigen 

Fortschritten in ameren Sektoren abhäDJig; im Gegenteil: die ErZielUI)J 

OO5i ti ver Ergebnisse in eirem Teilbereidl würde vertrauensbilderrl wirken 

"..Ind dan i tauch IZsun;en bei anieren Proo!anen fördern. 

Angesichts des tiefen Mißtrauens in der Region ist eim militärische 

S icherhe i tsgarantie für eine pali tisdle LCsUfX1 des israelisch-arabischen 

!<onflikts in russim t zu nehnen. Un den Dialog in Gan:; zusetzten un:l 

aufrecht zu erhalten, wäre eine lnititative aus der Region wünsd1enswert. 

:\l.lerdi.n::Js scheinen die vereinten Nationen - um hier der Sicherheitsrat, 

den sei t der Golfkrise eirE zentrale Rolle im Geschehen zukamnt - CI1l 

ehesten geeignet um in der Lage, ebe durch die Einberuftm;J eines 

~lorbereitumstreffens den Prozeß in ~ zu setzen. 
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:::ieses Vor=:erei'::.m:::rstreff~!1 :r.üßte di~ tedmischen urrl inhaltlic.'1en 

'I-.ln::ilaaen :::er ·...,el teren Arbe i ten Cera ten um festlegen. :J.s Tag~sort ~äI 

~in Crt i:1 der ~egion, lJor~idl Kairo cder ~nkara in Frage. 

GrurdsätzliC1 um vorraI'XJig muß eire KonfliktbereiniguI'lJ auf der 

;:oH tisdlen Ebene gefurrien werden, dcch soll diese flankiert werden durd1 

:l:sun::rsversuche f-Jr ":!ie Wirtsc::haftsorc:olene . 

. .\ngesic::hts der extranen wirtsd1aftlidlen Disparitäten zwisdlen den 

einze1rEn Staaten der ~egicn ersc:heirEn vorläufig reaioml cder sektoriel: 

::earenzte !-\ocoerati~ren (~gnreb, Golf-K~ation; ::::rergieveroorrl, 

ganeinsane Wassernutzul'l:Jen, Clnwel tproje.1< te) realis tisdler als groß 

,<onzipierte \-llrtschaf tszonen. Sie könnten abP.r als Vorstufen für künftige, 

gröBere Integrationsgebilde dieren. 

Ein sehr wichtiger Schritt in Ridlb.ln:r a.uf eine regionale ZUsamnenarbeit 

wäre ein entsprecherrler lwsgleic:hsnedlanismus zwischen den kapitalstarken, 

aber bevölkerun::r-;annen um den kapi talschwaenen, aber bev61kerun;Jsstarken 

Staaten: 

- Dazu könnten auen eire grcaere Durenlässigkeit der Grenzen um eire 

Verbesseruß} des redltlidlen um sozialen Status der Gastarbei ter 

beitragen. 

- Die Kanalisierus von KaoitalstrÖDen könnte über eire "~a;t-eank· oder 

eiren Forrls erfolgen. An solchen Il1.5:.ituten sollten sich nient rnr die 

Staaten bzw. Wirtschaftstreiben:ien der Region beteiligen, sorxiern auch 

multinatiomle UnternetmullJen uni internationale Finanzinstitute saiie 

amere Staaten, die ein Interesse an der Stabilität der Region haben. 

=:rfolgreidle Abrüsttm;1SDBBnahnen könnten finanzielle Mittel für die 

wirtschaftliche um soziale Entwicklun;J der Region freisetzen. 

::::in bedeutemer Bei trag zur wirtschaftlidlen Entwicklun:r der einzelren 

Staaten besteht in auslärrlischen Investi Honen (joint ventures), für die 

entsprecherrle Anreize gesd1affen werden soll ten. Es wird m~Hc:herweise 

ei~ Pericde vertrauernbilderrler MaßnatYnen anf diesen Gebiet bed1rfen. Eir 

verbin:llidler Investitionskcrlex saUte i-1=lßnatmen der Investitionsfärd~ 

um des Investi tionssd1utzes vorsehen. 
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::1 den Irriustriestaaten sollteIl die bisher nur :Jr die Exoort=.:ir.anzierum 

vorgeseheren Mittel teilweise auch für die Stützu~ der Finanzierung bzw. 

die Garantien zu UnterD:!tInu~investi tioren heran;rezogen werden können. 

L'U Rahnen der Investitionstätigkeit sollte man seitens der 

Irrlustrienationen auch Kmw-how zur Verfü~ stellen, um den 

.:lJlsbilc:1ungsstarxi von Fachkräften in den Lärxiern der Region zu erhöhen uni 

Qualität urrl Produktivität zu steigern. 

~~licherN'eise könnte auch das Instrunentariun der Gulf Crisis Financial 

Coordination GrOIlO heran;rezogen werden. Innerhalb dieser Gruppe werden 

:,ereits jetzt Uberlegun;ren an;restellt, ob bzw. mit weldlen Institutionen 

:lbe.r die vorübe.rgeherrlen Nothilfeaktionen hinaus wirksame Strategien für 

Strukturämerun;ren entwickelt werden k~n. 

Des weiteren müssen auch Wege zur -Gest.. .. üturg einer stabilen ordnun;r im 

Libaoon gefurrlen werden, die, neben ein::m Ausgleich zwisdlen den religiese 

urrl ethnisd1en Gru~n im Larrle, die Sooveränität uni Unabhängigkeit 

garantiert urrl dadurch die ootweIXiige Voraussetzuo:J für den 

wirtschaftlichen Wiederaufbau des Larrles schafft. Die Abhaltuo:J 

dendtrati.scher Wahlen unter Beteilig\lRj aller relevanten politischen Kräft, 

erscheint erforderlich! LIIl den pali tischen Institutionen dieses LaIXies zur 

Anerkena.tD1 zu verhelfen. Der Libarxm muS als multikonfessioneller Staat 

erhal ten bleiben. 

Die Sc:hafftlD} einer gerechten uni dauerhaften FriedenslCsWXJ setzt die 

:-1i twirkllDl aller Staaten der Region voraus. In diesen Sinn wird auch den 

~ eine besondere Rolle zukCllDen. 

3n Friede uni Stabilität in der Region voll zu sichern, müssen audl die 

Rechte der Kurden in den jeweiligen Staaten ihre ArerkenrJ..Ul:] firrlen. 

österreich hat an ihren Schicksal stets Anteil genamten. Die Sprache, die 

kulturellen Eigemeiten urrl die IP...bensart dt?..r Kurden sollen auch im 

Einklan;J mit den Bestinmun;en des Artikel 27 des UN-Menschenrechtspaktes 

für bÜrgerliche wxi politische Rechte respektiert werden. 
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J. :-HC1 tig ersdli.e.nen i.m Pahnen ei.rer KONFERENZ FiJR FRIEDEN UND STABILITÄT LV 

'IAHEN OSTEN audl Benühurqen un mili tär. S tabili tät um Sid1erhei t. 

3esorderes ALlgennerk sollte auf ~ßnahmen zur Kontrolle um Sesei tiaum vc 

:-assenvernichtumswaffen ver"Wemet werden. Der Sidlerheitsrat der Vereinte 

~ticn:!n sollte im Interesse der Sid1erheit aller Staaten der Region als 

ersten Schritt in Richtun::; auf ein vollstämiges Verbot soldler 

'Aassenvernichtu~waffen eiren sesdlluß fassen, durch den 

- eiie Staaten der Region veroflimtet werden, auf die Herstellum, den 

::Iwerb, den Besitz wrl die LageruIl9' von Massenvernichtuooswaffen zu 

'lerz i. eh ten um 

- die Lieferum soldler Waffen bzw. von Materialien zu ihrer Herstellum i: 
rl rl 

die Reaion verboten wird. 

Die SchafflIDj militärischer Stabilität um Sid1erheit im Nahen Osten kann 

wchl. :ur das Ergebnis eire:; lä~erfristiqen Prozesses sein, der eire 

Vielzahl einarrler ergänzer:rler Maßnah:nen unfaSt. FÜr echte RÜstlID?Skontrol1-

um Abrüstungsschritte muS eine hinreichende gegenseitige 

Vertrauensgrwxllage gewährleistet sein. Das BEmühen, trotz der gewaltsamen 

AuseinamersetzUII.JeD in der Region, im mllitärisd1en Bereidl gegenseitig 

Vertrauen zwischen den IAniern aufzubauen, wäre daher von besonderer 

BedeutUIlJ. VertrauembUden3e-Ml8nannen würden noch keine edlte BeseitigUß? 

der Bedrdlun:] bewirken. BeI1äihuIJ;en lJl1 mlli tärische Transparenz und 

Offenheit sowie die AUsarbeit~ birrlemer Regeln für militärisches 

Verhalten könnten Jedodt die Erzielun; val Ergebnissen bei 

RÜstun:;skontrollen um Abrüstun;;sgesp:-ächen fördern. 

Ein langfristiges ziel von Abr'üstun:Jsmaßnatnen könnte in einem, sämtliche 

staaten des Nahen um Mittleren Ostens Lmfassenden, Vertraa über 

konventic:nllle Abrüstung bestehen, wd:>ei zunächst eine Reduzierun; von 

Hauptwaffensystanen mi t überrascherrler mrl tiefgreiferrler Offensi. vfähigkei t 

(wie etwa Raketen, Kampfflugzeuge uni Artillerie) ins Auge gefasst werden 

sollte. 
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3tabili tät b Nahen Osten setzt. sicher auch die Herstellun; ausoewocrener 

3:rif:everhältni.sse auf möglichst ni.edrigem Streitkräfteniveau zwiscnen der. 

Staaten der Region voraus. Kein Staat darf militärisdl so mächtig sein, da 

er cifensive Aktionen mit Aussidlt auf Erfolg wagen könnte. Angesichts der 

::estehero.en I nteressenskonf Hk te um des Fehlens stabiler 

3usarrmenarbei tsstrukturen wird dieses ziel nur schwer erreichbar sein, 

dennoch erscheint. es vernünftig um erstrebenswert • 

.t. Jie Erfahru~en des Golfkrieges haben gezeigt, daß einer Eimämtum des 

::xoortes konventioneller RüstUIXlSgüter besomere Bedeutun; zukanmt. Es 

soll ten aus dem Golfkonf Hk t Lehren gezogen um der Versuch unterncmnen 

· .... erden einhei tlidle Ridl tlinien für den Rüstu.ngsexort zu vereinbaren un::i 

dadurch ihn nidlt nur in kontrollierte Bah~n zu lenken, somern ihn zu 

=eduzieren. 

::>ie Vereinten Naticam, in deren RamIen ei~ von Gereralsekretär 

eiDJesetzte Arbeits~ seit einiger zeit an Vorsdllägen für eine grÖßere 

1'ransparenz von konventicnlllen RÜstungsausfuhren arbeitet, könnten den 

geeigneten Rahnen für IWl tilaterale BEmÜhuDJen in dieser Ric:htllD:J abgeben. 

rlbrüstUDJSvorsdlläge aus den Ra\D der EG, wie jener V'al Präsident 

Mitterrani als kccresporrlieremer Varschla<} zum Plan von Präsident Bush, 

erNeitern das Instr1Dentari\J1l uni konkretisieren das prinzip der Abrüst~. 

österreidl unterstützt auch vorschläge, die als ersten Schritt die Anlegurr; 

eines Exportregisters im PatInen der VN vorsehen. 

s. t1berlegUIXJell aus eurcp. Sicht zu Friedens- um Stabilitätsaussidlten im 

Nahen Osten wären unvollstäniig rone an;E!1lessene BerücXsic:htig~ der 

oeistig-kulture1len Kanoonente. Die Wiederbelegun; des DialCllp zwischen dem 

~ um Christentum als pali tische, ethische um religiöse 

wertegemeinsdlaften ist von vordrin;licher Bedeutung. Der Dialog sollte auf 

einer stäIXiigen BaSis, in versdti.edenen Fora unter Ei.nbe,ziehung von 

persönlichkei ten aus untersdliedl iehen Bereidlen geführt werden. 

S.,mpa!Iien, SEmimre wxi spezielle pl:?3LCilIJie, die von Universitäten um 
Gesellschaften für AUßenpolitik veranstaltet werden, ersdleinen denkbar. 

?oli tiker, Akadaniker, Jcurmlisten um aIXiere mei1'llln3Sbilden:ie 
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?-=rsönlid1keite.!'1, die als IP'ler!nittler" Z'lIisa1en der is1anischen um 

-2ur~ischen ','1elt agieren, ;.,rären zur ~ilr.ahne aufgerufen. :Jas Ziel eines 

derartigen Dialo;es müßte im .abbau von Mißverstän:1nissen und in der 

S tärJrun:} gegensei tiger Am tun:} urrl Toleranz liegen, derEn fJr einen 

dauerhaften Frieden um Stahili tät ein großer Stellenwert zukanmt. 

,)sterreim nimnt :ür die Veranstaltuna eines derartiaen S"m:csiLInS die 

erste Jahreshälte 1992 in Aussid1.t. 
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